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Vorwort 

Das Verhältnis zwischen mitgliedstaatlichen Einrichtungen und Unions-
gerichten ist so häufig diskutiert worden, wie kaum ein anderes europa-
rechtliches Thema. Dennoch lässt sich hierzu einiges Neues zu Tage 
fördern. Das vorliegende Buch über Gegenwart und Zukunft der Euro-
päischen Gerichtsbarkeit schlägt in dreierlei Hinsicht neue Wege ein. 
Erstens wird die Verwirklichung des Unionsprivatrechts durch die EU-
Gerichtsbarkeit und die nationalen Gerichte in den Vordergrund gestellt. 
Leitgesichtspunkt ist dabei die Verwirklichung des Unionsprivatrechts 
durch Verbesserung der Qualität, Akzeptanz und Wirkkraft des EU-Rechts 
im gerichtlichen Mehrebenensystem. Zweitens verbindet die Arbeit nicht 
nur privates und öffentliches Recht, sondern verfolgt zugleich norm- und 
sozialwissenschaftliche Ansätze. Eine Verknüpfung mit entwicklungsge-
schichtlichen, rechtstatsächlichen, rechtsökonomischen und rechtspoliti-
schen Forschungen ermöglicht Einblicke in die Bedingungen effektiver 
Privatrechtsharmonisierung. Drittens unternimmt die vorliegende Unter-
suchung einen Perspektivwechsel. Anstelle des Blickwinkels der europäi-
schen Instanz wird vielfach diejenige des entscheidenden Rechtsanwenders 
auf einer der unteren Ebenen gewählt.  

Das vorliegende Buch ist – ausgehend von einem kleineren Aufsatz aus 
dem Jahr 2000 – das Ergebnis von mehr als einem Jahrzehnt dauernder 
Überlegungen, die mich über die Fragen der Rechtsvergleichung und des 
Deliktsrechts sowie über das Europäische Vertragsrecht im Rahmen mei-
ner Dissertation nun zur praktischen Rechtsdurchsetzung innerhalb der EU 
geführt haben. Skizzen des Projekts erfolgten während eines Studienjahres 
2003/2004 an der Harvard Law School und einer kürzeren Forschungszeit 
an der New York University; doch erst die anschließende Aufnahme als 
wissenschaftlicher Referent am Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Privatrecht ermöglichte die vertiefte Auseinandersetzung 
mit dem Thema. Dabei kommt dem Forschungsklima an diesem Institut 
eine nicht zu unterschätzende Bedeutung zu. Darüber hinaus haben mir 
Vortrags- und Lehrtätigkeiten insbesondere in den neuen Mitglied- und 
den Beitrittskandidatenstaaten Einblick in die Durchsetzungsprobleme 
einer immer größer werdenden Union eröffnet. Die Arbeit wurde von der 
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Fakultät für Rechtswissenschaft der Universität Hamburg im Winter-
semester 2011/2012 als Habilitationsschrift angenommen.  

Großer Dank gebührt meinem Habilitationsbetreuer Prof. Dr. Dr. h.c. 
Jürgen Basedow, LL.M. (Harvard), der mir langjährig viele wertvolle 
Anregungen gegeben hat. Prof. Dr. Reinhard Bork danke ich für die 
freundliche Erstattung des Zweitvotums. Ebenfalls schulde ich Prof. Dr. 
Armin Hatje Dank für seine ergänzende Stellungnahme. Die Schrift wurde 
mit dem Förderpreis der Esche Schümann Commichau Stiftung ausge-
zeichnet. Für Diskussionen und die kritische Durchsicht des Manuskripts 
gilt mein Dank Ref. iur. Janina Bohle, LL.M. (LSE) und in besonderem 
Maße Ref. iur. Lukas Mezger, LL.B., der mir auch bei den Grafiken 
äußerst hilfreich zur Seite stand. Zu danken habe ich ferner dem großen 
Kreis der Kollegen. Daraus möchte ich wegen vieler fruchtbarer Dis-
kussionen Dr. Christian Heinze, LL.M. (Cambridge) und Jun.-Prof. Dr. 
Patrick Leyens, LL.M. (London) hervorheben. Ebenfalls verbunden bin ich 
Dr. Anatol Dutta, M. Jur. (Oxon.), Dr. Matteo Fornasier, LL.M. (Yale), 
Dr. Jan D. Lüttringhaus und Prof. Dr. Giesela Rühl, LL.M. (Berkeley). 
Dank für die drucktechnische Vorbereitung des Buches schulde ich Inge-
borg Stahl. Anders gelagerter Dank, nämlich der für lebenslange Unter-
stützung, gebührt Annegret und Rudolf Rösler. 
 
Hamburg, im März 2012 Hannes Rösler 
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Gemeinschaften, konsolidierte Fassung ABl.EU 2010 Nr. C 177, 
S. 1; zuletzt geändert durch ABl.EU 2011 Nr. L 162, S. 17 

VerfO-EuGöD Verfahrensordnung des Gerichts für den öffentlichen Dienst der 
Europäischen Union, konsolidierte Fassung ABl.EU 2010 Nr. C 
177, S. 71; zuletzt geändert durch ABl.EU 2011 Nr. L 162, S. 19 



Abkürzungsverzeichnis  XXIX 

VersR Versicherungsrecht 
vgl. vergleiche 
VO Verordnung 
Vol. Volume 
VuR Verbraucher und Recht 
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen 

Staatsrechtslehrer 
VVE Entwurf eines Vertrages über eine Verfassung für Europa, 

ABl.EU 2004 Nr. C 310, S. 1 
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung 
W.L.R.  Weekly Law Reports  
wbl Wirtschaftsrechtliche Blätter – Zeitschrift für österreichisches 

und europäisches Wirtschaftsrecht 
Wis. L. Rev.  Wisconsin Law Review 
WM Wertpapiermiteilungen, Teil 4: Zeitschrift für Wirtschafts- und 

Bankrecht 
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis  
WTO World Trade Organization 
WuW Wirtschaft und Wettbewerb 
WVK  Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge v. 

23.5.1969 
Yale L.J. Yale Law Journal 
YEL Yearbook of European Law 
z.B. zum Beispiel 
z.Z. zur Zeit 
ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 
ZAR Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik 
ZESAR  Zeitschrift für europäisches Sozial- und Arbeitsrecht 
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht 
ZEuS Zeitschrift für Europarechtliche Studien 
ZfP Zeitschrift für Politik 
ZfRSoz Zeitschrift für Rechtssoziologie 
ZfRV Zeitschrift für Europarecht, Internationales Privatrecht und 

Rechtsvergleichung  
ZG Zeitschrift für Gesetzgebung 
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht 
ZGS  Zeitschrift für das gesamte Schuldrecht 
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht 
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht 
zit. zitiert 
ZNR Zeitschrift für Neuere Rechtsgeschichte 
ZParl Zeitschrift für Parlamentsfragen 
ZPO  Zivilprozessordnung 
ZRG Germ. Abt. Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte – 

Germanistische Abteilung 
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik 
ZSR Zeitschrift für Schweizerisches Recht 
ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht 
ZVglRWiss Zeitschrift für Vergleichende Rechtswissenschaft  
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess 
ZZPInt. Zeitschrift für Zivilprozess International – Jahrbuch des 

internationalen Zivilprozessrechts 


